
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Anfrage nach §24 GemO zu Sachfragen außerhalb von Sitzungen 
Einbürgerungsverfahren 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Horn,  
 
im Rahmen der Einbürgerung kommt es immer wieder zur Zurückweisung bestimmter Personen 
aus verfassungsrechtlichen Bedenken und Zweifel an ihrem Bekenntnis zur Freiheitlich 
Demokratischen Grundordnung. Hierbei wird auf „Erkenntnisse“ und „Einschätzungen“ des 
Landesamtes für Verfassungsschutz zurückgegriffen. 

Gerade bei Menschen mit vormals türkischer Staatsbürgerschaft und kurdischer Identität wird in 
diesem Zusammenhang ihr Engagement in legalen kurdischen Community-Vereinen genannt, 
sowie das aktive Begehen „kurdischer Feiertage“ und die Teilnahme an erlaubten 
Demonstrationen, die sich gegen in der Türkei begangene Repressionen, staatlich veranlasste 
Übergriffe gegen die Bevölkerung mit kurdischer Identität oder die Absetzung und Verhaftung 
gewählter Politiker*innen und Bürgermeister*innen richten.  

Uns liegt dabei ein aktuelles Fallbeispiel vor, das voraussichtlich am 01.04.2020 unter dem 
Aktenzeichen 4 K 5170/18 am Verwaltungsgericht Freiburg verhandelt wird. Beklagter ist dabei 
die Stadt Freiburg. 

Das Landesamt für Verfassungsschutz stellt politische Aktivitäten im Umfeld der kurdischen 
Community dabei in das Umfeld „terroristischer Organisationen“, wie der PKK, bzw. der HDP (eine 
demokratische und multireligiöse Partei in der Türkei, die von der türkischen Führung im Umfeld 
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der PKK verortet wird) oder der YPG bzw. der PYD (Partei), die sich in Syrien gegen das Vorrücken 
des IS und für die Etablierung eines multireligiösen Raums einsetzen und diesen konkret 
verteidigen.  

Eine solche Lesart, die zum Teil die Haltung der aktuellen türkischen Führung unkritisch 
übernimmt, schränkt unserer Auffassung nach grundgesetzlich garantierte Rechte ein (u.a. 
Demonstrationsrecht), verunmöglicht politisches Engagement gegen die Repressionspolitik der 
Türkei und darf am Ende deswegen auch nicht zum Anlass genommen werden, ein 
Einbürgerungsverfahren negativ zu bescheinigen – mit allen negativen Folgen für den oder die 
Einzelne*n. 

In diesem Zusammenhang stellen sich unserer Fraktion folgende Fragen: 

1. Wie viele erfolgte Einbürgerungsverfahren von Menschen mit vormals türkischer 
Staatsbürgerschaft hat es seit 2014 in Freiburg gegeben? 

2. Wie viele Anträge wurden wegen Zweifeln an einem Bekenntnis zur „Freiheitliche 
Demokratischen Grundordnung“, mit Bezug auf mit einer kurdischen Identität 
zusammenhängende Aktivitäten in kurdischen Vereinen und Teilnahme an Kundgebungen 
mit Bezug auf Repressionen gegen Kurd*innen in der Türkei, zurückgewiesen? 

Für eine zeitnahe Antwort danken wir Ihnen und ihren Mitarbeiter*innen und stehen für 
Rückfragen gerne zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Michael Moos 
Fraktionsvorsitzender 
 
Irene Vogel 
Stellv. Fraktionsvorsitzende 
 
Felix Beuter 
Stadtrat 
 
Gregor Mohlberg 
Stadtrat 


